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2 1 7 . Kundmachung: Aufhebung der Verordnung betreffend die Neufestsetzung des Schlüssels für
die Zuteilung der Bundesmittel an die Länder gemäß § 5 Abs. 2 des
Wohnbauförderungsgesetzes 1954 durch den Verfassungsgerichtshof

2 1 8 . Vereinbarung über den Straßengüterverkehr zwischen Österreich und Spanien

2 1 7 . Kundmachung der Bundesregierung
vom 27. September 1966 über die Aufhebung
der Verordnung der Bundesregierung vom
30. Juni 1965, BGBl. Nr. 295, betreffend die
Neufestsetzung des Schlüssels für die Zu-
teilung der Bundesmittel an die Länder ge-
mäß § 5 Abs. 2 des Wohnbauförderungs-
gesetzes 1954, BGBl. Nr. 153, durch den Ver-

fassungsgerichtshof

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 wird
kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 27. Juni 1966, V 33/65, V 39/65,

V 42/65, V 2/66, die Verordnung der Bundes-
regierung vom 30. Juni 1965, BGBl. Nr. 295, be-
treffend die Neufestsetzung des Schlüssels für
die Zuteilung der Bundesmittel an die Länder
gemäß § 5 Abs. 2 des Wohnbauförderungs-
gesetzes 1954, BGBl. Nr. 153, als gesetzwidrig
aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt am Tage der Kund-
machung in Kraft.

Klaus Bock Hetzenauer
Piffl Rehor Heilingsetzer Schleinzer
Weiß Prader Kotzina

218.

VEREINBARUNG ÜBER DEN
STRASSENGÜTERVERKEHR

ZWISCHEN ÖSTERREICH
UND SPANIEN

Artikel 1

Die Bestimmungen der vorliegenden Verein-
barung finden auf Güterbeförderungen Anwen-
dung, die zwischen den beiden Ländern von
österreichischen oder spanischen Unternehmen
im gewerblichen und Werkverkehr mit in diesen
Ländern zugelassenen Kraftfahrzeugen durch-
geführt werden, sowie auf Beförderungen im
Transitverkehr, der von diesen Unternehmen
mit solchen Fahrzeugen durch Spanien oder
Österreich durchgeführt wird.

Artikel 2

Die Unternehmen, die diese internationalen
Beförderungen durchführen, dürfen auf dem
Gebiete des anderen Landes keine Binnentrans-
porte durchführen.
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Artikel 3

Zur Durchführung internationaler Güter-
beförderungen auf dem Gebiete eines der beiden
Länder müssen die Unternehmer für die betref-
fenden Fahrzeuge im Besitz einer Bewilligung
sein.

Die Bewilligungen werden von der zuständi-
gen Behörde den Unternehmen des eigenen Lan-
des auf den ihr durch die zuständige Behörde des
anderen Landes übermittelten Formularen im
Rahmen der jährlich vereinbarten Kontingente
ausgestellt.

Zu diesem Zweck tauschen die zuständigen
Behörden die erforderlichen Drucksorten aus.

Artikel 4

Folgende Arten von Bewilligungen sind vor-
gesehen:

1. Für eine Hin- und Rückfahrt in den Ver-
tragsstaat.

2. Für eine Hin- und Rückfahrt durch den
Vertragsstaat hindurch.

Die Beförderungen sind innerhalb von zwei
Monaten vom Ausstellungsdatum an durchzu-
führen.

Artikel 5

Die Bewilligungen werden von den Zolldienst-
stellen bei der Einfahrt und beim Verlassen des
Landes, für das sie gültig sind, gestempelt. Sie
sind von den Unternehmen den Behörden, die
sie erteilt haben, zurückzustellen.

Artikel 6

Die Unternehmen und deren Dienstnehmer
haben im jeweils durchfahrenen Gebiet insbeson-
dere die verkehrsrechtlichen Bestimmungen zu
beachten. Die durchzuführenden Beförderungen
müssen mit den Angaben der Bewilligung über-
einstimmen; diese ist im Fahrzeug mitzuführen
und auf Verlangen den mit der Überwachung be-
auftragten Organen vorzuweisen.

Artikel 7

Die zuständigen Behörden beider Länder
übermitteln einander periodisch das Verzeichnis
der ausgestellten Bewilligungen. Sie tauschen von
der Erteilung dieser Bewilligungen an statistische
Informationen aus und geben einander die tat-
sächlich in Anspruch genommenen Bewilligun-
gen bekannt.

Artikel 8

Die zuständigen Stellen beider Länder über-
wachen die Einhaltung der Bestimmungen die-
ser Vereinbarung durch die Inhaber solcher Be-
willigungen und übermitteln einander Berichte
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über Feststellungen und vorgeschlagene Sank-
tionen. Diese Maßnahmen können darin beste-
hen, daß an Unternehmen, die die Bestimmun-
gen übertreten, weitere Bewilligungen zeitweilig
oder dauernd nicht ausgestellt werden. Die Be-
hörde, die die Bewilligung ausgestellt hat, soll,
nachdem sie von der Behörde des anderen Lan-
des, wo die Übertretung festgestellt worden ist,
konsultiert worden ist, die ihrer Rechtsordnung
entsprechenden Maßnahmen ergreifen, die ihr
vorgeschlagen werden.

Artikel 9

Die Vertreter der beiden zuständigen Behör-
den treten im Bedarfsfalle in einer gemischten
Kommission zusammen, um die klaglose Durch-
führung der Vereinbarung sicherzustellen, die
einzelnen Anwendungsmöglichkeiten, insbeson-
dere im Hinblick auf deren Anpassung an die
Verkehrsentwicklung, festzulegen und um
Schwierigkeiten, die sich aus der Anwendung
dieser Vereinbarung ergeben könnten, zu lösen.

Artikel 10

Die vorliegende Vereinbarung wird für die
Dauer eines Jahres abgeschlossen und tritt am
1. Juli 1966 in Kraft.

Die Vereinbarung wird von Jahr zu Jahr still-
schweigend verlängert, es sei denn, daß sie von
dem einen oder anderen Vertragspartner drei
Monate vor ihrem Ablauf gekündigt wird.

Geschehen zu Wien, am 24. März 1966

Für die österreichische Delegation:

Dr. Habel m. p.

Für die spanische Delegation:

de Cruylles m. p.

Klaus
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